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der Stadt Rhede 
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16. Jahrgang Ausgabe 12/2019 Rhede, 02.10.2019 

 
 
Öffentliche Bekanntmachungen der Stadt Rhede, die durch Rechtsvorschrift vorgeschrie-
ben sind, werden im „Amtsblatt der Stadt Rhede“ vollzogen. Das Amtsblatt erscheint bei Be-
darf. Auf sein Erscheinen soll jeweils in der Tageszeitung Bocholter-Borkener Volksblatt hin-
gewiesen werden (§ 16 Abs. 1 der Hauptsatzung der Stadt Rhede). 
• Das Amtsblatt liegt im Rathaus (u.a. im Bürgerbüro) sowie in allen Geschäftsstellen der 

örtlichen Banken und Sparkassen zur kostenlosen Mitnahme aus. 
• Einzellieferung oder Dauerbezug erfolgen kostenlos durch die Stadtverwaltung Rhede 

- Ratsbüro -, Rathausplatz 9, 46414 Rhede, Tel. 02872/930-0, E-Mail: info@rhede.de 
• Im Internet steht das Amtsblatt unter www.rhede.de zur Verfügung. Dort besteht auch die 

Möglichkeit, den kostenlosen E-Mail-Newsletter zu bestellen, mit dem der Abonnent auf 
neu erschienene Amtsblätter automatisch hingewiesen wird. 
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Bekanntmachung 
des Satzungsbeschlusses über den Bebauungsplan „Rhede BO 11“ 
(Bereich nördlich der Beethovenstraße, östlich der Wohnbebauung 
„Paßkamp“, südlich der Straße „Tannenkamp“ und westlich einer 

Waldfläche am Mühlenweg) 
 
Der Rat der Stadt Rhede hat in seiner Sitzung am 10.07.2019 in Kennt-
nis der Planzeichnung mit den zeichnerischen und textlichen Festset-
zungen und der Begründung gemäß § 10 des Baugesetzbuches 
(BauGB) i.d.F. der Bekanntmachung vom 03.11.2017 (BGBl. I S. 3634) 
sowie des § 89 der Bauordnung für das Land Nordrhein-Westfalen -
Landesbauordnung- (BauO NW) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 03.08.2018 (GV. NRW. S. 421) und der §§ 7 und 41 der Gemeinde-
ordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 14.07.1994 (GV. NRW. S. 666) in den jeweils gel-
tenden Fassungen, den Bebauungsplan „Rhede BO 11“ (Bereich nörd-
lich der Beethovenstraße, östlich der Wohnbebauung „Paßkamp“, süd-
lich der Straße „Tannenkamp“ und westlich einer Waldfläche am Müh-
lenweg) bestehend aus der Planzeichnung und den textlichen Festset-
zungen, als Satzung und die Begründung mit Umweltbericht hierzu be-
schlossen.  
 

 
Auszug aus der Deutschen Grundkarte mit Abgrenzung des Plangebietes  

„Rhede B0 11“, Gemarkung Rhede, Flur 10 -unmaßstäblich- 
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Bekanntmachungsanordnung: 
Der Satzungsbeschluss über den Bebauungsplan „Rhede BO 11“ (Be-
reich nördlich der Beethovenstraße, östlich der Wohnbebauung „Paß-
kamp“, südlich der Straße „Tannenkamp“ und westlich einer Waldfläche 
am Mühlenweg) wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Der Bebauungsplan mit der dazugehörigen Begründung wird ab sofort 
während der Dienststunden im Rathaus der Stadt Rhede, Rathausplatz 
9, 46414 Rhede, Fachbereich 30 - Bau und Ordnung Zimmer 328, zu je-
dermanns Einsicht bereitgehalten. Über den Inhalt des Bebauungspla-
nes wird auf Verlangen Auskunft gegeben. 
 
Die Unterlagen sind auch im Internet auf der Seite der Stadt Rhede  
 

https://www.rhede.de/wirtschaft-bauen/bauen-und-
stadtentwicklung/bauleitplanung 

 
einzusehen. 
 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass 
 
a) gemäß § 215 Abs. 1 BauGB eine Verletzung der im § 214 Abs. 1 Satz 

1 Nr. 1 bis 3 BauGB bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften 
unbeachtlich ist, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekannt-
machung dieser Satzung schriftlich gegenüber der Stadt Rhede unter 
Darlegung des die Verletzung begründenden Sachverhalts geltend 
gemacht worden ist. Ebenso ist eine unter Berücksichtigung des § 
214 Abs. 2 BauGB beachtliche Verletzung der Vorschriften über das 
Verhältnis des Bebauungsplanes und des Flächennutzungsplanes 
sowie nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des Ab-
wägungsvorgangs unbeachtlich, wenn sie nicht innerhalb eines Jah-
res seit Bekanntmachung dieser Satzung schriftlich gegenüber der 
Stadt Rhede unter Darlegung des die Verletzung begründenden 
Sachverhalts geltend gemacht worden sind; 
 

b) eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemein-
deordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) beim Zu-
standekommen dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit Ver-
kündigung der Satzung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es 
sei denn, eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorge-
schriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt, die Satzung 
ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekanntgemacht worden, der Bür-
germeister hat die Ratsbeschlüsse vorher beanstandet oder der 
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Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Rhede vorher 
gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache be-
zeichnet worden, die den Mangel ergibt; 

 
c) gemäß § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 BauGB ein Entschädigungsberech-

tigter Entschädigung verlangen kann, wenn die in §§ 39 bis 42 BauGB 
bezeichneten Vermögensanteile eingetreten sind. Er kann die Fällig-
keit des Anspruchs dadurch herbeiführen, dass er die Leistung und 
Entschädigung schriftlich bei dem Entschädigungspflichtigen bean-
tragt. Gemäß § 44 Abs. 4 BauGB erlischt ein Entschädigungsan-
spruch, wenn nicht innerhalb von drei Jahren nach Ablauf des Kalen-
derjahres, in dem die in oben genannten Fällen bezeichneten Vermö-
gensnachteile eingetreten sind, die Fälligkeit des Anspruchs herbeige-
führt wird. 

 
Mit dieser Bekanntmachung tritt der Bebauungsplan „Rhede BO 11“ (Be-
reich nördlich der Beethovenstraße, östlich der Wohnbebauung „Paß-
kamp“, südlich der Straße „Tannenkamp“ und westlich einer Waldfläche 
am Mühlenweg) in Kraft. 
 
 
Rhede, 24.09.2019 Jürgen Bernsmann 
  Bürgermeister 
 
 
 



Ausgabe 12/2019 Amtsblatt der Stadt Rhede 02.10.2019 
 

 - 6 -

Am Mittwoch, dem 09. Oktober 2019, 18:00 Uhr, findet im Rats- u. 
Kultursaal des Rathauses im 1. OG eine Sitzung des Rates der Stadt 
Rhede statt.  
 
 
Zum Besuch des öffentlichen Teiles der Sitzung lade ich hiermit ein. 
 
 
TAGESORDNUNG  
 
 
A) ÖFFENTLICHE SITZUNG 
 
Punkt 1: Einbringung des Entwurfs der Haushaltssatzung 2020 

 
Punkt 2: Entwurf des Stellenplans 2020 

 
Punkt 3: Vorlage des Entwurfs des Wirtschaftsplanes für den Betrieb 

Abwasserbeseitigung für das Wirtschaftsjahr 2020 einschließ-
lich Finanzplanung für den Planungszeitraum 2019 – 2023 
 

Punkt 4: Feststellung des Jahresabschlusses 2018 
 

Punkt 5: Bestätigung des Gesamtabschlusses zum 31.12.2013 
 

Punkt 6: Bestätigung des Gesamtabschlusses zum 31.12.2014 
 

Punkt 7: Sanierung, Modernisierung und Erweiterung der Kläranlage  
- Vorstellung des aktuellen Planungsstandes 
 

Punkt 8: 9. Änderungssatzung der Beitrags- und Gebührensatzung zur 
Entwässerungssatzung und zur Satzung über die Entsorgung 
des Inhaltes von Grundstücksentwässerungsanlagen  
(Kleinkläranlagen, abflusslose Gruben) der Stadt Rhede 
 

Punkt 9: Aufstellung des Bebauungsplanes "Vardingholt BN 9" (Bereich 
östlich der Spolerstraße und nördlich der Gronauer Straße)  
- Satzungsbeschluss 
 

Punkt 10: Erlass einer Veränderungssperre für den Geltungsbereich des 
aufzustellenden Bebauungsplanes "Rhede BS 30" (Bereich 
östlich der Krechtinger Straße, westlich des Krommerter Weg-
es und nördlich des Dännendiek) 
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Punkt 11: Interkommunales LEADER-Projekt „Biodiversität“ 
 

Punkt 12: Fragen von Einwohnerinnen und Einwohnern 
 

Punkt 13: Mitteilungen und Anfragen 
 
 

 

B) NICHTÖFFENTLICHE SITZUNG 
 
Punkt 14: Mitteilungen und Anfragen  
 
 
 
 
Rhede, den 25.09.2019 Bernsmann 

Bürgermeister 
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Bekanntmachung 
 
Der Verwaltungsrat des Kommunalunternehmens Flächenentwick-
lung Rhede (KFR) - Anstalt des öffentlichen Rechts - hat am 18. Sep-
tember 2019 den Jahresabschluss zum 31.12.2018 sowie das Jahreser-
gebnis 2018 wie folgt festgestellt: 
 
Das Jahresergebnis des Kommunalunternehmens Flächenentwicklung 
Rhede (KFR) - Anstalt des öffentlichen Rechts - wird mit einem Jahres-
fehlbetrag von -244.507,07 € festgestellt. Der Jahresfehlbetrag wird mit 
dem Gewinnvortrag verrechnet. Der verbleibende Restbetrag von -
12.907,26 € wird auf neue Rechnung vorgetragen (Verlustvortrag). Die 
Schlussbilanz zum 31.12.2018 wird mit einer Bilanzsumme in Höhe von 
9.380.328,68 € festgestellt. 
 
Die mit der Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichtes be-
auftragte Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Concunia GmbH, Münster, hat 
mit Datum vom 17. Mai 2019 die Buchführung im Wirtschaftsjahr vom 
01.01. bis 31.12.2018 einschließlich der Anlagen folgenden uneinge-
schränkten Bestätigungsvermerk erteilt: 
 
Bestätigungsvermerk des unabhängigen Abschlussprüfers 
An die Kommunalunternehmen Flächenentwicklung Rhede, Anstalt des 
öffentlichen Rechts, Rhede: 
 
Prüfungsurteile 
Wir haben den Jahresabschluss der Kommunalunternehmen Flächen-
entwicklung Rhede, Anstalt des öffentlichen Rechts - bestehend aus der 
Bilanz zum 31. Dezember 2018 und der Gewinn- und Verlustrechnung für 
das Wirtschaftsjahr vom 1. Januar 2018 bis zum 31. Dezember 2018 so-
wie dem Anhang einschließlich der Darstellung der Bilanzierungs- und 
Bewertungsmethoden - geprüft. Darüber hinaus haben wir den Lagebe-
richt Kommunalunternehmen Flächenentwicklung Rhede für das Wirt-
schaftsjahr vom 1. Januar 2018 bis zum 31. Dezember 2018 geprüft. 
 
Nach unserer Beurteilung auf Grund der bei der Prüfung gewonnenen 
Erkenntnisse 
• entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen wesentlichen Be-

langen den Vorschriften der Kommunalunternehmensverordnung 
Nordrhein-Westfalen (KUV NRW) i. V. m. den einschlägigen deut-
schen für große Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen 
Vorschriften sowie den ergänzenden Bestimmungen der Satzung und 
vermittelt unter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßi-
ger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes 
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Bild der Vermögens- und Finanzlage der Anstalt zum 31. Dezember 
2018 sowie seiner Ertragslage für das Wirtschaftsjahr vom 1. Januar 
2018 bis zum 31. Dezember 2018 und 

• vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild 
von der Lage der Anstalt. In allen wesentlichen Belangen steht dieser 
Lagebericht in Einklang mit dem Jahresabschluss, seine sonstigen 
Angaben erwecken nicht eine falsche Vorstellung von der Lage der 
Anstalt, entspricht den Vorschriften der KUV NRW und stellt die Chan-
cen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar. 

 
Entsprechend § 322 Abs. 3 S. 1 HGB und nach § 27 Abs. 2 KUV NRW 
erklären wir, dass unsere Prüfung zu keinen Einwendungen gegen die 
Ordnungsmäßigkeit des Jahresabschlusses und des Lageberichts ge-
führt hat. 
 
Grundlage für die Prüfungsurteile 
Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts 
in Übereinstimmung mit § 317 HGB in Verbindung mit § 27 Abs. 2 KUV 
NRW unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) fest-
gestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung 
durchgeführt. Unsere Verantwortung nach diesen Vorschriften und 
Grundsätzen ist im Abschnitt „Verantwortung des Abschlussprüfers für 
die Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts“ unseres Be-
stätigungsvermerks weitergehend beschrieben. Wir sind von der Anstalt 
unabhängig in Übereinstimmung mit den deutschen handelsrechtlichen 
und berufsrechtlichen Vorschriften und haben unsere sonstigen deut-
schen Berufspflichten in Übereinstimmung mit diesen Anforderungen er-
füllt. Wir sind der Auffassung, dass die von uns erlangten Prüfungs-
nachweise ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage für unsere 
Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum Lagebericht zu dienen. 
 
Verantwortung der gesetzlichen Vertreter und des für die Überwa-
chung verantwortlichen Verwaltungsrates für den Jahresabschluss 
und den Lagebericht 
Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Aufstellung des 
Jahresabschlusses, der den Vorschriften der KUV NRW i. V. m. den ein-
schlägigen deutschen für große Kapitalgesellschaften geltenden han-
delsrechtlichen Vorschriften sowie den ergänzenden Bestimmungen der 
Satzung in allen wesentlichen Belangen entspricht, und dafür, dass der 
Jahresabschluss unter Beachtung der deutschen Grundsätze ord-
nungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen ent-
sprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Anstalt 
vermittelt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die 
internen Kontrollen, die sie in Übereinstimmung mit den deutschen 
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Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung als notwendig bestimmt 
haben, um die Aufstellung eines Jahresabschlusses zu ermöglichen, der 
frei von wesentlichen – beabsichtigten oder unbeabsichtigten – falschen 
Darstellungen ist. 
 
Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die gesetzlichen Vertre-
ter dafür verantwortlich, die Fähigkeit der Anstalt zur Fortführung der Un-
ternehmenstätigkeit zu beurteilen. Des Weiteren haben sie die Verant-
wortung, Sachverhalte im Zusammenhang mit der Fortführung der Un-
ternehmenstätigkeit, sofern einschlägig, anzugeben. Darüber hinaus sind 
sie dafür verantwortlich, auf der Grundlage des Rechnungslegungs-
grundsatzes der Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu bilanzieren, 
sofern dem nicht tatsächliche oder rechtliche Gegebenheiten entgegen-
stehen. 
 
Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die Aufstel-
lung des Lageberichts, der insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage 
der Anstalt vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem Jah-
resabschluss in Einklang steht, seine sonstigen Angaben nicht eine fal-
sche Vorstellung von der Lage der Anstalt erwecken, den Vorschriften 
der KUV NRW entspricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen 
Entwicklung zutreffend darstellt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter 
verantwortlich für die Vorkehrungen und Maßnahmen (Systeme), die sie 
als notwendig erachtet haben, um die Aufstellung eines Lageberichts in 
Übereinstimmung mit den anzuwendenden Vorschriften der KUV NRW 
zu ermöglichen und um ausreichende geeignete Nachweise für die Aus-
sagen im Lagebericht erbringen zu können. 
Der Verwaltungsrat ist verantwortlich für die Überwachung des Rech-
nungslegungsprozesses der Anstalt zur Aufstellung des Jahresabschlus-
ses und des Lageberichts. 
 
Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresab-
schlusses und des Lageberichts 
Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob 
der Jahresabschluss als Ganzes frei von wesentlichen - beabsichtigten 
oder unbeabsichtigten - falschen Darstellungen ist und ob der Lagebe-
richt insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der Anstalt vermittelt 
sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss sowie 
mit den bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen in Einklang steht, 
seine sonstigen Angaben nicht eine falsche Vorstellung von der Lage der 
Anstalt erwecken, den Vorschriften der KUV NRW entspricht und die 
Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt, 
sowie einen Bestätigungsvermerk zu erteilen, der unsere Prüfungsurteile 
zum Jahresabschluss und zum Lagebericht beinhaltet. 
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Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber keine Ga-
rantie dafür, dass eine in Übereinstimmung mit § 317 HGB und § 27 Abs. 
2 KUV NRW unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer 
(IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Ab-
schlussprüfung durchgeführte Prüfung eine wesentliche falsche Darstel-
lung stets aufdeckt. Falsche Darstellungen können aus Verstößen oder 
Unrichtigkeiten resultieren und werden als wesentlich angesehen, wenn 
vernünftigerweise erwartet werden könnte, dass sie einzeln oder insge-
samt die auf der Grundlage dieses Jahresabschlusses und Lageberichts 
getroffenen wirtschaftlichen Entscheidungen von Adressaten beeinflus-
sen. 
 
Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Ermessen aus und be-
wahren eine kritische Grundhaltung. Darüber hinaus 
• identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesentlicher - beabsichtig-

ter oder unbeabsichtigter - falscher Darstellungen im Jahresabschluss 
und im Lagebericht, planen und führen Prüfungshandlungen als Reak-
tion auf diese Risiken durch sowie erlangen Prüfungsnachweise, die 
ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage für unsere Prü-
fungsurteile zu dienen. Das Risiko, dass wesentliche falsche Darstel-
lungen nicht aufgedeckt werden, ist bei Verstößen höher als bei Un-
richtigkeiten, da Verstöße betrügerisches Zusammenwirken, Fäl-
schungen, beabsichtigte Unvollständigkeiten, irreführende Darstellun-
gen bzw. das Außerkraftsetzen interner Kontrollen beinhalten können. 

• gewinnen wir ein Verständnis von dem für die Prüfung des Jahresab-
schlusses relevanten internen Kontrollsystem und den für die Prüfung 
des Lageberichts relevanten Vorkehrungen und Maßnahmen, um Prü-
fungshandlungen zu planen, die unter den gegebenen Umständen an-
gemessen sind, jedoch nicht mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil zur Wirk-
samkeit dieser Systeme der Anstalt abzugeben. 

• beurteilen wir die Angemessenheit der von den gesetzlichen Vertre-
tern angewandten Rechnungslegungsmethoden sowie die Vertretbar-
keit der von den gesetzlichen Vertretern dargestellten geschätzten 
Werte und damit zusammenhängenden Angaben. 

• ziehen wir Schlussfolgerungen über die Angemessenheit des von den 
gesetzlichen Vertretern angewandten Rechnungslegungsgrundsatzes 
der Fortführung der Unternehmenstätigkeit sowie, auf der Grundlage 
der erlangten Prüfungsnachweise, ob eine wesentliche Unsicherheit 
im Zusammenhang mit Ereignissen oder Gegebenheiten besteht, die 
bedeutsame Zweifel an der Fähigkeit der Anstalt zur Fortführung der 
Unternehmenstätigkeit aufwerfen können. Falls wir zu dem Schluss 
kommen, dass eine wesentliche Unsicherheit besteht, sind wir ver-
pflichtet, im Bestätigungsvermerk auf die dazugehörigen Angaben im 
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Jahresabschluss und im Lagebericht aufmerksam zu machen oder, 
falls diese Angaben unangemessen sind, unser jeweiliges Prüfungsur-
teil zu modifizieren. Wir ziehen unsere Schlussfolgerungen auf der 
Grundlage der bis zum Datum unseres Bestätigungsvermerks er-
langten Prüfungsnachweise. Zukünftige Ereignisse oder Gegebenhei-
ten können jedoch dazu führen, dass die Anstalt ihre Unternehmenstä-
tigkeit nicht mehr fortführen kann. 

• beurteilen wir die Gesamtdarstellung, den Aufbau und den Inhalt des 
Jahresabschlusses einschließlich der Angaben sowie, ob der Jahres-
abschluss die zu Grunde liegenden Geschäftsvorfälle und Ereignisse 
so darstellt, dass der Jahresabschluss unter Beachtung der deutschen 
Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Ver-
hältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertrags-
lage der Anstalt vermittelt. 

• beurteilen wir den Einklang des Lageberichts mit dem Jahresab-
schluss, seine Gesetzesentsprechung und das von ihm vermittelte Bild 
von der Lage der Anstalt. 

• führen wir Prüfungshandlungen zu den von den gesetzlichen Vertre-
tern dargestellten zukunftsorientierten Angaben im Lagebericht durch. 
Auf Basis ausreichender geeigneter Prüfungsnachweise vollziehen wir 
dabei insbesondere die den zukunftsorientierten Angaben von den ge-
setzlichen Vertretern zu Grunde gelegten bedeutsamen Annahmen 
nach und beurteilen die sachgerechte Ableitung der zukunftsorientier-
ten Angaben aus diesen Annahmen. Ein eigenständiges Prüfungsurteil 
zu den zukunftsorientierten Angaben sowie zu den zu Grunde liegen-
den Annahmen geben wir nicht ab. Es besteht ein erhebliches unver-
meidbares Risiko, dass künftige Ereignisse wesentlich von den zu-
kunftsorientierten Angaben abweichen. 

 
Wir erörtern mit den für die Überwachung Verantwortlichen unter ande-
rem den geplanten Umfang und die Zeitplanung der Prüfung sowie be-
deutsame Prüfungsfeststellungen einschließlich etwaiger Mängel im in-
ternen Kontrollsystem, die wir während unserer Prüfung feststellen.“ 
 
Ratingen, am 17. Mai 2019 

Concunia GmbH 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 

Steuerberatungsgesellschaft 

Wiethölter 
Wirtschaftsprüfer 
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Der vorstehende Jahresabschluss wird hiermit öffentlich bekannt ge-
macht. 
 
Der Jahresabschluss liegt zur Einsichtnahme im Rathaus, Rathausplatz 
9, Zimmer 228/229, während der Büroöffnungszeiten von 8.00 bis 12.30 
Uhr und nachmittags nach Terminvereinbarung, bis zur Feststellung des 
folgenden Jahresabschlusses öffentlich aus. 
 
Rhede, 30. September 2019 Wewering Terwiel 
 Vorstand Vorstand 
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Hinweis auf die Bekanntmachung der Satzung des Zweckverbandes 
Hochwasserschutz Issel vom 24.09.2019 

 
Die Satzung des Zweckverbandes Hochwasserschutz Issel vom 
24.09.2019 wurde vom Kreis Wesel – Der Landrat als untere staatliche 
Verwaltungsbehörde – genehmigt und im Amtsblatt des Kreises Wesel 
Nr. 36 vom 27.09.2019 bekannt gemacht. 
 
Das Amtsblatt steht unter folgendem Link zur Verfügung: 
 

https://www.kreis-wesel.de/de/service/amtsblatt/ 
 
 
Dieser Hinweis erfolgt unter Bezugnahme auf § 11 Abs. 1 GkG NRW 
(Gesetz über kommunale Gemeinschaftsarbeit Nordrhein-Westfalen). 
 
 
 
Rhede, 30.09.2019      Jürgen Bernsmann 
           Bürgermeister 
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